
lnformationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in. 
Deutschland 

Bonn, den 20. Juni 1985 

Heiner Geißler: 

Die bisherige Politik 
Tiuß unbeirrt 
fortgeführt werden 
.Bundeskanzler Helmut Kohl hat am Dienstag 
J Präsidium und im Bundesvorstand der 
phristlich Demokratischen Union die Lage der 

a>1ei beschrieben und einen Bericht von der 
d
rbe't der Bundesregierung gegeben. Nach 

t.?
r Sitzung unterrichtete CDU-Generalsekre- 

jT.r Heiner Geißler die Bonner Presse von der 
, lskussion und den Feststellungen, die von 
e'den Gremien getroffen worden sind: 

Rächst hat der Bundesvorstand noch einmal nach- 
^rucklich unterstrichen, daß die bisherige Politik der 

undesregierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl 
n der Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik konti- 

'erlich fortgeführt werden muß. Der Bundesvor- 
^.and hat zum Ausdruck gebracht, daß es für die 
s ^schaftliche Entwicklung und auch für die Verbes- 
aru.Un^ au* dem ArDeitsmarkt entscheidend darauf 
kaiL°rnmt' daß die Bundesre9ierun9 durch eine klar 
sJ^'ierbare Politik weiter ein Klima des Vertrauens 
te fft' ein K,ima des Vertrauens sowohl für die Un- 
Ij^ehmen als auch für die Arbeitnehmer. Wirtschaft- 
s 

es Wachstum, Preisstabilität, weiterer Ausbau un- 
a 

er Exportchancen, aber auch eine Trendwende 
j dem Arbeitsmarkt in diesem und im kommenden 

r- das sind die wichtigsten wirtschafts-, konjunk- 
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tur- und sozialpolitischen Ziele. Deshalb 
hat der Bundesvorstand noch einmal klar- 
gemacht: er erwartet, daß die Beschlüsse, 
die die Bundesregierung bereits gefaßt 
hat, die darüber hinaus vorbereitet wor- 
den sind und in der Kabinettssitzung am 
1. Juli endgültig verabschiedet werden 
sollen, von den Koalitionsparteien voll ge- 
tragen werden und zum Anlaß für eine 
psychologische Offensive genommen 
werden. Das bedeutet, 
• daß die Steuerentlastung in zwei Stufen 
vorgenommen wird, 
• daß die Neuverschuldung auch 1986 auf 
25 Milliarden DM zurückgeführt wird, 
• daß es zu einer weiteren Bestätigung 
der Haushaltskonsolidierung kommt, der 
Ausgabenzuwachs unter 3 % liegt, 
• daß die verabredeten Maßnahmen 
durchgeführt werden, nämlich Abschrei- 
bungsbedingungen für Wirtschaftsbauten, 
Erhöhung der Mittel für Stadtsanierung 
und Dorferneuerung und Verbesserung 
der Umweltschutzinvestitionen der Kom- 
munen im Rahmen der ERP-Mittel und der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau. 
Der Bundesvorstand hat sich natürlich 
auch mit der Lage nach den Landtags- 
wahlen in Nordrhein-Westfalen befaßt. 
Es ist auf Grund der Analyse, die der Bun- 
desvorstand vorgenommen hat, nicht zu 
verkennen, daß die Union zur Zeit ein Zwi- 
schentief zu durchfahren hat. Aber der 
Bundesvorstand ist sich darüber im kla- 
ren, daß ein solches Tief jeder Regierung 
bevorsteht, die in einer Zeit des Um- 
bruchs und des Strukturwandels eine 
grundlegende Veränderung herbeiführen 
will. Der Bundesvorstand ist davon über- 
zeugt, daß, wenn sich die gegenwärtige 
Unruhe etwas gelegt hat, deutlich werden 
wird: Zur Politik der Union in der Wirt- 
schafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
gibt es keine Alternative. 
Die sozialdemokratische Partei ist ohne 
Alternative.   Das   einzige,   was   sie   vor- 

schlägt, sind Konjunkturprogramme, *"e 

sie in den 70er Jahren bereits aufgeleö 
worden waren,  Konjunkturprogramme i(1 

einer  Größenordnung  von  55  Milliarde"1 

DM, die nichts bewirkt haben, deren tr' 
gebnis auf dem Arbeitsmarkt sogar da 
Gegenteil von dem beweist, was die Vef' 
treter von Konjunkturprogrammen erwar 

ten. Von 1972 bis zum Jahre 1982 ist d'e 

Zahl der Arbeitslosen von unter 1 Mi"'0 

auf nahezu 2 Millionen angestiegen. "' 
sozialdemokratische    Partei    ist    oW 
ernst   zu   nehmende   Alternative,   vvify 
schaftspolitisch nicht und arbeitsmafk 
politisch nicht. Dafür betreibt sie aber & 
ne um so hektischere StimmungsmaciV 
Und obwohl man eigentlich erwarten mü1 

te, daß in einer so schwierigen Situati° 
des Strukturwandels und des Umbruch 
alle demokratischen  Parteien den Ern 

der Lage der Bevölkerung gegenüber ve 

treten, schürt die sozialdemokratisch 
Partei den sozialen Neid, schürt sie M1 

gunst. 

Sichtbare Erfolge 

Der Bundesvorstand hat auch die L-a* 
der Bundesrepublik Deutschland im ve 

gleich zu anderen Industrieländern an*" 
siert und beurteilt. Es kann überhaupt «e 

Zweifel daran bestehen, daß sich die 0U' 
desrepublik Deutschland durch die P°" 
der Union, durch die Politik der BundesJ 
gierung bei den wichtigsten Wirtscha"1 

daten im Vergleich zu anderen Indus"^ 
ländern in Europa in einem 
Aufwärtstrend befindet. Wenn  man 
die Verhältnisse in England, in Franko' 
oder in Italien vor Augen führt, dann ^ 
klar, daß bei der Bekämpfung der Art,e'q 
losigkeit, aber auch bei der Bekämp' 
der Inflation die Bundesrepublik Deuts 
land   sichtbare   Erfolge  aufzuweisen 
und im Vergleich zu allen anderen |n 

striestaaten in Europa mit Abstand am 
sten dasteht. 
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er Bundesvorstand erwartet allerdings 
?u®hi daß die Christlich Demokratische 

n'on innerhalb der Koalition ihren Cha- 
rter als Volkspartei nicht nur bewahrt, 
j*°ndern voll zum Ausdruck bringt. Dies 

edeutet, daß auch die auf Grund der wirt- 
chafts-   und   finanzpolitischen   Maßnah- 

^en nun möglichen sozialpolitischen, fa- 
P 'apolitischen    und    steuerpolitischen 
^Scheidungen vor allem ab  1. Januar 
achsten Jahres realisiert und nicht in Fra- 

^e   gestellt   werden.   Diese   Sozialpoliti- 
ken  Entscheidungen sind von  großer 
edeutung. Sie führen vor allem dazu, daß 
e' einer Reihe  unserer Mitbürgerinnen 

..ncl Mitbürger die verständliche Sorge um 

. re soziale Sicherheit  beseitigt werden 

auR Bundesvorstand nat sicn aucn mit der 

^unpolitischen   Situation   befaßt.   Der 
^^desvorstand lehnt jede künstliche Al- 

native zwischen den Vereinigten Staa- 
Und einer europäischen Politik ab. Un- 

u Je Sicherheit und unsere Freiheit sind 
rennbar verbunden mit dem Bündnis 

^   den Vereinigten Staaten, und dieses 
e 

ndnis kann nicht ersetzt werden durch 
fi e.w'e immer auch geartete europäische 

dih Undesvorstand und im Parteipräsi- 
g m 'st noch einmal klar die Position des 
^ndeskanzlers bestätigt worden. SDI, al- 
nj 

das Forschungsprogramm der Verei- 
ket6n ^taaten zur Abwehr atomarer Ra- 
Sjn^n'   'st   moralisch   gerechtfertigt.  Wir 

den der Auffassun9- daß wir die Politik mit 

$am euroPaiscnen Ländern, was die Zu- 
n0| enarbeit auf dem Gebiet der Tech- 
r^ 9'e anbelangt, weiter vorantreiben 
aUc

S
h
Sen- Wir sind der Auffassung, daß es 

^Uß 'n EuroPa zu Fortschritten kommen 
Wen °

eswe9en muß der Mailänder Gipfel, 
sSjn

n aucn nur kleine Schritte möglich 
instit

Werden, Ergebnisse haben, die eine 
Poiitutionelle Verbesserung der Europa- 

lt,k bringen. 

Trauer um Alois Mertes 
Bundeskanzler Helmut Kohl erklärt 
zum Tode von Alois Mertes: 

Der Tod von Alois Mertes hat die 
deutsche Politik um eine große Per- 
sönlichkeit ärmer gemacht. Bei Alo- 
is Mertes verband sich ein heraus- 
ragender Intellekt mit äußester Cha- 
rakterfestigkeit und Menschlichkeit. 
Als Beamter und als Politiker hat er 
seine Pflicht darin gesehen, seine 
christlichen Grundüberzeugungen 
in die politische Wirklichkeit umzu- 
setzen. Er gewann seine große 
Überzeugungskraft aus Patriotis- 
mus und der Treue zu sich selbst. 
Seine Beiträge haben die Außenpo- 
litik der Bundesrepublik Deutsch- 
land mitgeprägt. Sein kluger Rat 
und seine Leidenschaft für die Sa- 
che der Deutschen werden uns feh- 
len. 
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DIE DEUTSCHE FRAGE 

Vor 40 Jahren: Mit der Berliner Erklärung 
wurde Deutschland handlungsunfähig 
US-Botschafter Arthur Burns hat vor 
seinem Abschied von Deutschland 
die Treuhänderschaft auch seines 
Landes für das ganze deutsche Volk 
in Erinnerung gerufen. Worauf diese 
Treuhänderschaft beruht — daran 
erinnert Alois Mertes, Staatsminister 
im Auswärtigen Amt, aus Anlaß des 
Jahrestages der Berliner „Erklärung 
in Anbetracht der Niederlage 
Deutschlands", die am 5. Juni 1945 
von den vier Siegermächten verein- 
bart und verkündet worden ist. 

Diese Erklärung ist nach wie vor gülti- 
ger Basistext der Nachkriegszeit für 

die Rechtslage Deutschlands bis zum 
Friedensvertrag mit Deutschland, dessen 
bewaffnete Streitkräfte am 7. Mai 1945 in 
Reims und am 9. Mai 1945 in Karlshorst 
„im Namen des deutschen Oberkomman- 
dos" bedingungslos kapituliert hatten. In- 
halt und Geltungsbereich der Rechte und 
Verantwortlichkeiten der vier Mächte in 
bezug auf Deutschland als Ganzes und 
Berlin, die bis zum Friedensvertrag gelten,1 

ergeben sich aus der Berliner Erklärung 
vom 5. Juni 1945 einschließlich ihrer Anla- 
gen. Die vier Hauptsieger übernehmen da- 
mit die oberste Gewalt (supreme authori- 
ty) in Deutschland, ohne eine Annexion 
bewirken zu wollen. Die Präsenz der 
Westmächte in Berlin hat nicht nur eine 
Schutzfunktion für die Freiheit der drei 
Westsektoren. Sie verkörpert vielmehr die 
Offenheit der deutschen Frage und die 
Notwendigkeit einer Friedensregelung, 
in der „das deutsche Volk in freier 
Selbstbestimmung seine Einheit wieder- 
erlangt". 

In den letzten Jahren hat es sich eingebt' 
gert, von der „bedingungslosen Kapitu|a' 
tion Deutschlands" zu sprechen. Da unte 
„Deutschland"  der deutsche  Staat v«r' 
standen wird, trägt diese Ausdrucksweis 
zu der geschichtlichen und rechtlich 'rr' 
gen Meinung bei, Deutschland habe sic 

selbst bei der Kapitulation der Wehrmacf1 

als Staat eigenhändig aufgegeben. D'e 

trifft keineswegs zu. Der Zweite Weltkrieg 
und das  NS-Herrschaftssystem enc*e*er 

mit   der   militärischen   Kapitulation   d 

Wehrmacht, nicht aber mit einer Seif5 

auflösung des deutschen Staates, im e 

gensatz zu einer heute weitverbreitet*. 
Meinung ist die Zerschlagung der staa 
chen Einheit Deutschlands ausschließ''0 

die Folge mißbrauchten Sieger- und " ^ 
satzungsrechts. Zu keinem Zeitpunkt up 

bei keiner Gelegenheit hat eine bef^J 
deutsche  Autorität  eine   Preisgabe d 

deutschen Staates unterzeichnet. Die 

unbestreitbare Tatsache bleibt für die P 
tische Zukunft Deutschlands und seiJJ 
Hauptstadt von überaus schwerwiege'1 

Bedeutung, auf die  beim  Abschluß 
Ostverträge die Westmächte durch NO 
mit Nachdruck hingewiesen haben. 

Wir Deutschen im Westen unseres Vatef' 
$r 

landes geben — aller Widrigkeit und P® 
gnation   zum   Trotz   —   weder   die  9^ 
schichtliche  Hoffnung,  noch  den  P° 
sehen Willen, noch die menschliche     • 
harrlichkeit auf, die unser nationales    ^ 
erfordert: „Ein Zustand des Friedens 
Europa, in dem das deutsche Volk in 
er Selbstbestimmung seine Einheit 
dererlangt". 
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I KOALITION 

Einigung über die noch offenen Fragen 
der Innen- und Rechtspolitik 
cJf Parteivorsitzenden der CDU, 
[;SIJ und FDP, Bundeskanzler 
J' Helmut Kohl, Ministerpräsident 
Jj pranz-Josef Strauß und Bundes- 
L ^chaftsminister Dr. Bangemann 
1 

faßten sich bei ihrem Treffen am 
I • Juni 1985 mit offenen Fragen der 
Jien- un(j Rechtspolitik und dem 
u r'cht der von ihnen eingesetzten 
£ ^mission unter Beteiligung von 
^Ur>desminister Dr. Schäuble, 
sJaatssekretär Dr. Stoiber und 

laatssekretär Dr. Kinkel. 

Mer vorgelegte Bericht beinhaltet eine 
I Urnfassende Bestandsaufnahme der 
(j.  n"   und   rechtspolitischen   Vorhaben 

$chi"*°a''tion und macnt konkrete Vor- 
Q6 

a9e dazu, welche der vordringlichsten 
L6Q et2entwürfe und wie sie noch in dieser 
^lslaturperiode     verwirklicht     werden 

nnen. 
Öie  Part 
cho arte'vorsitzenden haben entspre- 
rw den Vorschlägen des Berichts und 
v0r u

Absprache mit den Fraktionen und 

Hoiitji 

-s beschlossen: 

Nuijt
aJem den für die Innen- und Rechts- 

te,,    verantwortlichen Abgeordneten fol- 

V6rn
eni0r'strationsstrafrecht/ 
Urr>rnung/passive Bewaffnung: 

9an2 StGB wird um einen Absatz 2 er- 
bis 2' 

der denjenigen mit Freiheitsstrafe 
droht

U einem Jahr oder mit Geldstrafe be- 
Scr>en der in einer gewalttätigen Men- 
| s 

nrTlenge (§ 125 Abs. 1 StGB) 

ai$ o ^2waffen   oder  Gegenstände,  die 
Stirrirnt    2Waffen 9ee'9net und dazu be- 

sind,   Vollstreckungsmaßnahmen 

eines Trägers von Hoheitsbefugnissen ab- 
zuwehren, mit sich führt oder 
• sich in einer Aufmachung, die geeignet 
und den Umständen nach darauf gerichtet 
ist, die Feststellung seiner Identität zu ver- 
hindern, aufhält, obwohl ein Träger von 
Hoheitsbefugnissen dazu aufgefordert 
hat, diese Gegenstände oder Aufmachung 
abzulegen oder sich zu entfernen. 

b) Im Versammlungsgesetz wird das Mit- 
führen von Schutzwaffen und die Aufma- 
chung der beschriebenen Art gesetzlich 
verboten und das Verbot mit einer Geld- 
buße bewehrt. 
c) Gegenstände, auf die sich die vorge- 
nannten Bestimmungen beziehen, können 
eingezogen werden. 
Damit wird der Polizei eine wirksame 
Handhabe gegeben, um den friedlichen 
Ablauf von Demonstrationen zu sichern. 
Sie hat es in der Hand, Störenfriede aus- 
zusondern und friedlichen Demonstranten 
zu helfen, daß sie ihre Grundrechte auf 
Versammlungs- und Meinungsfreiheit 
auch tatsächlich ausüben können. 

2. a) Personalausweisgesetz, Paßge- 
setz: 
Das Personalausweisgesetz und das Paß- 
gesetz werden im Oktober/November 
1985 im Deutschen Bundestag verab- 
schiedet werden. Damit wird die Einfüh- 
rung fälschungssicherer und maschinen- 
lesbarer Personalausweise und Pässe 
noch in dieser Legislaturperiode möglich, 
b) Bundesverfassungsschutzgesetz, 
MAD-Gesetz, Gesetz über die informatio- 
nelle Zusammenarbeit des Bundes und 
der    Länder    in    Angelegenheiten    des 
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Staats-    und    Verfassungsschutzes    — 
ZAG: 
Diese wichtigen Gesetzesvorhaben im Si- 
cherheitsbereich werden ebenfalls noch in 
dieser Legislaturperiode verabschiedet. 
Zu diesem Zweck werden die innen- und 
rechtspolitischen Fachleute der CDU/ 
CSU- und der FDP-Fraktionen sie so vor- 
antreiben, daß die Parteivorsitzenden im 
Oktober in einer Schlußrunde die evtl. 
noch offengebliebenen politischen Punkte 
entscheiden und diese Gesetze zum glei- 
chen Zeitpunkt im Deutschen Bundestag 
eingebracht werden können, in dem Per- 
sonalausweis- und Paßgesetz verabschie- 
det werden. 
c) Bundesdatenschutzgesetz, Zevis 
( = Gesetz zum Aufbau eines zentralen 
Verkehrsinformationssystems): 
Dasselbe gilt für diese Datenschutzvorha- 
ben, die ebenfalls von zentraler Bedeu- 
tung sind. Auch sie werden im Oktober/ 
November im Bundestag eingebracht und 
noch in dieser Legislaturperiode verab- 
schiedet werden. 
d) Arbeitsgruppen des BMI und des BMJ: 
Zur Unterstützung der Innen- und Rechts- 
politiker beider Koalitionsfraktionen bei ih- 
ren Beratungen werden im BMI und BMJ 
Arbeitsgruppen von Beamten eingesetzt, 
die auf die Abgeordneten mit dem Ziel zu- 
arbeiten, die von den Parteivorsitzenden 
vorgegebenen inhaltlichen und zeitlichen 
Vorstellungen einzuhalten. 
e) Musterentwurf eines Polizeigesetzes, 
BKA- und BGS-Gesetz: 
Weiter forciert vorangetrieben, aber in die- 
ser Legislaturperiode wahrscheinlich nicht 
mehr verabschiedet werden, können der 
Musterentwurf eines Polizeigesetzes so- 
wie die Neufassungen des BKA- und des 
BGS-Gesetzes. 

3. Wirtschaftsrecht/Verbraucherrecht: 

Die Koalitionsparteien messen dem Wirt- 
schafts- und Verbraucherrecht erhebliche 

Bedeutung bei. Auf diesen Gebieten we£ 
den in dieser Legislaturperiode noch f°' 
gende Vorhaben verabschiedet: 
a) Gesetzentwurf über die Maklervertr^' 

ge, 
b) eine gesetzliche Regelung, die das g*' 
setzliche   Kündigungsrecht   nach   §  2 

BGB ersetzt, 
c) gesetzliche Regelungen über d'e 

Haustürgeschäfte, 
d) gesetzliche Regelungen über den un 

lauteren Wettbewerb. 

4. Scheidungsfolgenrecht/ 
Versorgungsausgleich: 
Beide Vorhaben werden in dieser Leg'5 

turperiode verabschiedet werden. 

5. Ausländerrecht: 
Über noch offene Fragen im Zusamme^ 
hang mit dem Ausländer- und Asylrec 

werden unverzüglich gesondert Gesp. 
ehe geführt. 

BAFÖG-Kürzungen korrigier^ 
Der Bundestag hat einige der 1982 v°rQ 
nommenen Kürzungen der Ausbildung 
förderung (BAFÖG) abgemildert. Eins« 

0e< 
mig   wurde   eine   Gesetzesnovelle 
schlossen,   wonach   geförderte   Sc 
wieder für den Ferienmonat August Unte.r 

0 
Stützung erhalten. Ferner wird zukÖfl 
ein Zuschuß für Mehrkosten  bei ein 
Auslandsstudium   gewährt.   Auszubilöi 
de, die mindestens ein Kind im eige  („ 
Haushalt zu betreuen haben, werden 
die  Förderung  grundsätzlich   aufgen ^ 
men. Die Übergangsregelung für Grü:C\\ 
wehr- und Zivildienstleistende wird 
künftig auch auf Zeitsoldaten erstrec• 
Bei  den  Ausschußberatungen  in  'e    ,,. 

runy 

ehe Absicht, die durch die Neurege ^ 
erwarteten Mehrkosten durch eine He 
setzung der Altersgrenze für Förderu 
Erstanträge von 30 auf 27 Jahre aufz" 
gen. 



UiD 21 -20. Juni 1985 • Seite 7 

• BESCHÄFTIGUNGSFÖRDERUNG 

Arbeitslosigkeit im Mai gebremst 
jie stets im Mai ist auch in diesem 
ahr die Arbeitslosigkeit spürbar zu- 
uckgegangen. Folgende Sonderfak- 

,0ren können dazu beigetragen ha- 
en> daß die im ganzen gute wirt- 

schaftliche Entwicklung im bisheri- 
^en «Jahresablauf noch nicht in wün- 
schenswertem Umfang auf dem Ar- 
beit 

^en 

smarkt durchgeschlagen ist: 

'e beschäftigungsfördernden Impulse 
des am 1. Mai 1985 in Kraft getrete- 

1gJ    Beschäftigungsförderungsgesetzes 
°5 schlagen im wesentlichen erst mit ei- 
r zeitlichen Verzögerung durch. 

^ Vorruhestandsverträge kommen in 
9röß 
ten 

erer Zahl erst in den nächsten Mona- 
zum Zuge, weil viele Abmachungen 

st wirksam werden, wenn auf die frei- 
. erdenden Arbeitsplätze junge Menschen 
<j err,ommen werden können, die in den 

^un 
lrr>ermonaten die betriebliche Ausbil- 

tp. n9 abschließen, oder wenn in Kleinbe- 
bilri mit bis zu 20 Beschäftigten Auszu- 

ende  eingestellt  werden   können   (in 
'den Fällen werden die Voraussetzun- 

ruh f^r s*aatlicne Zuschüsse für das Vor- 
nestandsgeld erfüllt). 

'nph* 'e9'tim- wenn Unternehmen und Be- 
v 

e die kombinierten Möglichkeiten aus 
Se

rruhestandsregelungen und nach dem 
2en° 

a^'9ungsförderungsgesetz so nut- 
ljc 

Ur,d zeitlich so plazieren, daß sie mög- 
Sch V'ele fertig ausgebildete junge Men- 
Urid

en "n Arbeitsverhältnisse übernehmen 
friö pUßerdem auch in diesem Jahr wieder 
cju

9ichst vielen Schulabgängern Ausbil- 
che

9sstellen anbieten können. Die staatli- 
che (?

rbeitsmarktPolitik muß hinnehmen, 
ben j~iese Verhaltensweise zur Folge ha- 

Kann, daß sich die Statistiken der Be- 

schäftigung und der Arbeitslosigkeit für 
einige Monate nicht ganz so günstig ent- 
wickeln, wie dies eigentlich möglich wäre. 
Entscheidend für die Beurteilung ist, wel- 
che Beschäftigungs- und Arbeitsmarktwir- 
kungen unternehmerische und betriebli- 
che Dispositionen einerseits und staatli- 
che gesetzgeberische und beschäfti- 
gungsfördernde Maßnahmen andererseits 
für 1985 insgesamt und ebenso für die 
Folgejahre auslösen, erklärte der Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe Arbeit und So- 
ziales der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Dr. Haimo George. 
Beschäftigungspolitik ist eine Dauerauf- 
gabe, die nicht von kurzfristiger Hektik 
bestimmt sein darf. 

Angesichts der immer noch unvertretbar 
hohen Arbeitslosigkeit verdienen alle 
Überlegungen und Denkanstöße, die auf 
Abbau der Arbeitslosigkeit gerichtet sind, 
eingehende Prüfung. Nach wie vor ist aber 
vor beschäftigungspolitischen „Strohfeu- 
er-Aktionen" zu warnen. Sie sind teuer 
und haben arbeitsmarktentlastende Wir- 
kung nur für kurze Zeit. Vor allem besteht 
die Gefahr, daß erhebliche Folgekosten 
letztlich zu einer Zementierung überzoge- 
ner Abgabebelastungen führen, damit zur 
Gefährdung vorhandener oder Nichtschaf- 
fung sich selbst tragender Dauerarbeits- 
plätze. 
Trotz allen „Kassandrarufen" und entge- 
gen allen „Untätigkeits-Polemiken" gilt: 
Auch künftig muß beschäftigungs- und ar- 
beitsmarktpolitisch vorrangig auf die 
Selbstheilungskräfte des Marktes gesetzt 
werden. Im Zeitraum September bis No- 
vember dieses Jahres werden sich die 
Auswirkungen  des  Beschäftigungsförde- 
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rungsgesetzes 1985 und der tariflichen 
Vorruhestandsregelungen genauer ab- 
schätzen lassen, als dies zur Zeit möglich 
ist. Was spricht eigentlich dagegen, bei 
der Festlegung der Eckdaten für den Bun- 
deshaushalt 1986 von finanzpolitischen 
Möglichkeiten der Förderung der Beschäf- 
tigung zunächst maßvollen Gebrauch zu 
machen, sich dann aber für den Herbst je 
nach Entwicklung der wirtschafts-, finanz- 
und beschäftigungspolitischen Lage wäh- 
rend der Beratungen des Bundeshaus- 
halts 1986 im Bundestag im Bedarfsfall die 
Aufstockung öffentlicher Investitionen 
oder der staatlichen Förderung bestimm- 
ter privater Investitionen mit beschäfti- 
gungspolitischer Zielsetzung vorzubehal- 
ten? 

Zahl der 
Beschäftigten 
gestiegen 
Wie man die Arbeitslosigkeit wirklich se- 
hen muß: „Eine registrierte Arbeitslosig- 
keit von fast 9 Prozent läßt die öffentli- 
che Meinung nicht ruhen. Man muß dabei 
jedoch alle Umstände in Betracht ziehen: 
So ist z. B. trotz des hohen Arbeitslosen- 
sockels die Zahl der in der Industrie Be- 
schäftigten seit März 1984 in einem Jahr 
um 47000 auf 6,83 Mio. gestiegen, ein 
deutliches Zeichen, daß ein Aufschwung 
nicht nur in der Phantasie existiert. 
Die monatlichen Statistiken der Bundes- 
anstalt für Arbeit in Nürnberg sind eine 
fast zu liebevolle Vorgartenpflege der Ar- 
beitslosigkeit und leisten der Phantomdis- 
kussion von „neuer Armut" noch Vor- 
schub. 
Der hohe Prozentsatz der Arbeitslosig- 
keit, man darf es nicht vergessen, kommt 
nur zustande, weil er sich auf die Zahl der 
Beschäftigten bezieht. Gemessen an der 
Bevölkerungszahl, selbst wenn von dieser 

mangels unterlassener Volkszählung 9* 
genwärtig niemand genau weiß, ob sie & 
oder 61 Mio. beträgt, sind es höchste^5 

3,7 Prozent. 

Immerhin rd. 41 Prozent dieser Bevölk*' 
rung (oder rd. 25 Mio. Menschen) hab*r 

jedoch einen Arbeitsplatz. Das ist ein t>e' 
achtlicher Versorgungsgrad. Denn etV 
15 Prozent der Bevölkerung sind Rentnef 

und Pensionäre, etwa genauso viele Kin 

der und Jugendliche. Im arbeitsfähigen A' 
ter sind damit etwa 60 Prozent mit eine^ 
Arbeitsplatz versorgt. 

Bei den Arbeitslosen besitzen daged* 
etwa 50 Prozent keine Berufsausbildu^ 
(„Ungelernte") und sind in einer foi1 

schreitend technisierten Welt auch wege 

mangelnder Qualifikation kaum noch in A 
beit zu bringen. 

Und eines übergeht die Bundesanstalt' 
Arbeit ebenso geflissentlich: Wo ge9e 

wärtig dringender Facharbeiterbedarf " 
steht, ist er aus dem Arbeitsmarkt nicht2 

decken. Die Beseitigung der Arbeitslos^ 
keit hat also mit Mobilität und Qualifikati0 

wichtige Facetten, die auch von Nürnb6 9 

aus viel zu wenig erörtert werden." 
(aus: Wirtschaftsbild 48/ 1985) 

Gegen „ARD-Magazin" 
Auf Widerstand der CDU/CSU ist ein inVO" 

ge- der ARD geplantes eigenes Magazin 
stoßen, das von Dezember dieses Ja"1 ., 
an vierteljährlich erscheinen soll. Daz^   , 
klärte der medienpolitische Sprecher 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, &e\. 
Weirich, offensichtlich wollten die Pu *, 
funkveranstalter  künftig  auch  ZeitsC"1 

tenverleger werden. Ein solches Maö^j, 
stelle eine erste Etappe zur Beeinträc 
gung der Pressefreiheit dar und sei 3^ 
grund des Gebührenmonopols der Pu 

funkanstalten  wettbewerbspolitisch 
würdig. 

A 
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• 40 JAHRE CDU 

Öse Gründer haben eine Partei 
neuen Typs geschaffen 
«pie CDU ist zu einer modernen, so- 
zial aufgeschlossenen, bürgernahen 
•olkspartei geworden." Mit dieser 
sststellung beschreibt Generalse- 

Jretär Heiner Geißler das Ergebnis 
4®.r. Gründung einer Partei, deren 
^Jährige Geschichte mit politischen 

Skaten, Fotos und Grafiken auf ei- 
Jer Wanderausstellung illustriert und 

®r9egenwärtigt wird. Zur Eröffnung 
^'eser Ausstellung auf dem Kölner 
2©umarkt erinnert der Generalsekre- 
tären, daß das Ende des natio- 

nalsozialistischen Unrechtsystems 
°nt nur Zusammenbruch bedeute- 
' sondern auch Wendepunkt war: 

Ochon vor seinem endgültigen Zusam- 
menbruch entstanden überall in 
^.utschland die ersten Initiativen zur 
Zündung einer christlichen Volkspartei. 
B^ 19- März 1945, nur 13 Tage nach der 

^Setzung Kölns, schrieb Hans Schäfer, 
armter Vorsitzender des Deutschen Be- 

enbundes, einen Programmentwurf für 
tei"6 ."cnristlicn-demokratische Volkspar- 
19. 

n'eder. In den Kölner Leitsätzen von 

es heißt es: »Unser fester Wille aber 'st 
de'r

eine soziale Ordnung aufzurichten, die 
(je demokratischen Überlieferung der 
sDri K°hen Vergangenheit ebenso ent- 
c. ,Cr»t wie der Weite und dem Geiste des 

'Glichen Naturrechtes." 

r,6Jt
Antwort auf die totalitäre Vergangen- 

em' dle die Gründer der CDU gaben, war 
Chr chr'stl'che Antwort. Die Idee des 
de 'stentums gab den Gründern der CDU 
Urn $      und die Kraft- die sie brauchten, 

Qle Katastrophe zu überwinden. Das 

Christentum ist die einzige Idee, die sich 
auf den ganzen Menschen bezieht, ohne 
den Menschen zu unterwerfen. 
• Es ist die Idee der angeborenen Würde 
des Menschen, der eine von Gott ge- 
schaffene Person ist. 
• Es ist die Idee des zur Freiheit geschaf- 
fenen Menschen, der seine Freiheit ver- 
antworten muß. 

• Es ist die Idee der Einzigartigkeit der 
Person, die dennoch Gemeinschaft 
braucht und der Gemeinschaft verpflichtet 
ist. Die Idee der personalen Würde, Ein- 
zigartigkeit und Verantwortlichkeit des 
Menschen ist die große Idee, die vor den 
Versuchungen des Totalitarismus schützt 
und politische Freiheit garantiert. 

Wir können heute auf den Leistungen die- 
ser Männer und Frauen aufbauen. Sie ha- 
ben Deutschland aus der Katastrophe 
herausgeführt, sie haben den demokrati- 
schen und sozialen Rechtsstaat Bundes- 
republik Deutschland geschaffen. Möglich 
war dies nur, weil sie sich in einer Union 
christlicher, liberaler und konservativer 
Kräfte zusammengeschlossen haben. Die 
Union hat die verhängnisvolle Zerrissen- 
heit der demokratischen Kräfte überwun- 
den. Die Menschen in Deutschland haben 
nach dem Krieg verstanden, daß die Zeit 
konfessioneller Zerrissenheit, die Zeit von 
Klassenkämpfen und Gesinnungskriegen 
vorbei ist. Die Gründer der Christlich De- 
mokratischen Union Deutschlands ha- 
ben eine Partei neuen Typs geschaffen: 
Die CDU wurde zu einer modernen, so- 
zial aufgeschlossenen, bürgernahen 
Volkspartei. 
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40 Jahre Politik für Deutschland 
Zahlreiche regionale Verbände der 
CDU werden in diesen Tagen 40 Jah- 
re alt. Während sich die Bundespar- 
tei erst 1950 auf dem Goslarer Par- 
teitag konstituierte, wurden die er- 
sten Landesverbände der Christlich 
Demokratischen Union bereits weni- 
ge Wochen nach Kriegsende, im Jah- 
re 1945, gegründet. 
40 Jahre CDU ist für uns Anlaß, mit 
Stolz auf 40 Jahre Politik für 
Deutschland zurückzublicken. 

Die Bundesgeschäftsstelle der CDU hat 
aus diesem Grund politische Plakate, Fo- 
tos und Grafiken ausgewählt, die im Rah- 
men einer Wanderausstellung (Plakataus- 
stellung im Zelt) die 40jährige Geschichte 
der CDU dokumentieren. 
Der Ausstellungsstart in Köln auf dem 
Neumarkt war ein nie erwarteter Erfolg. 

CDU-Generalsekretär Dr. Heiner Geißle1" 
eröffnete die Ausstellung vor über 400 in- 
teressierten Besuchern; über 2500 Bür- 
ger nutzten in der Woche vom 13. bis 17« 
Juni — trotz Ferienbeginn in NRW — die 
Gelegenheit und informierten sich ausgie' 
big über 40 Jahre CDU-Geschichte. 

Mobile Ausstellung für alle 
CDU-Verbände 
Neben dieser Aktivität werden die Orts- 
und Kreisverbände der CDU auf lokalen 
und regionalen Veranstaltungen an ir""e 

Gründung und an die in den vergangene0 

40 Jahren erbrachten Leistungen erinnern- 
Deshalb hat die CDU-Bundesgeschäfts^ 
stelle als mehrmals einsetzbare Inform«3' 
tionseinheit eine „Mobile Ausstellung" z°' 
sammengestellt, die auf 30 Stellwände"1 

die interessantesten Plakate der Wandet 
ausstellung enthält. Zusammen mit eine 

!r Kinder ^|0r   W^* 

auch morgen 
in Frieden 
leben 
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Perfekten Aufbautechnik wird hier den 
i rts- und Kreisverbänden eine Ausstel- 
Un9 zur Verfügung gestellt, die über die 

9esamte Dauer bei zahlreichen Jubiläums- 
estlichkeiten und sonstigen Veranstaltun- 

gen wie Kreisparteitag oder Tage der offe- 
neri Tür bestens eingesetzt werden kann. 

rstmalig aufgebaut im Jubiläumsfestakt 
*um 40jährigen Bestehen der CDU-Rhein- 
*nd im Kölner Gürzenich wurde die „Mo- 
lle Ausstellung" — bei Anwesenheit von 

Bundeskanzler Dr.  Helmut Kohl 
^'reichen Besuchern umlagert. 
'e Aufbautechnik ist auch für sonstige 
eranstaltungen gut nutzbar, da Plakate 
^   Fotos   immer  wieder   neu   auf   die 
'N-A1-Tafeln  aufkaschiert werden  kön- 
^n-   Gerade   im   Bundestagswahlkampf 

86/87 werden sie somit vor Ort in der 
a9e sein, eigenständig Ausstellungen zu 

von 

^on 2|pieren, so z. B. im Umweltbereich. 
-Mobile Ausstellung 40 Jahre CDU" 

wird für 750,— DM ab Juli angeboten und 
ist über die CDU-Bundesgeschäftsstelle, 
Konrad-Adenauer-Haus, Abteilung Öffent- 
lichkeitsarbeit, 5300 Bonn 1, schriftlich zu 
beziehen. 

Poster-Sets (DIN A1) 

Eine Plakatauswahl der Wanderausstel- 
lung bietet die CDU-Bundesgeschäftsstel- 
le ab sofort zum Preis von je 20,— DM an. 
Hierbei enthält Set 1 zehn vorwiegend 
„politische Plakate", während in Set 2 
zehn „Poster" angeboten werden. Die Be- 
stellung erfolgt über das IS-Versandzen- 
trum, Postfach 1328, 4804 Versmold, un- 
ter der Bestell-Nr. 9672 (Plakat-Set) und 
9673 (Poster-Set). Die Mindestabnahme 
beträgt ein Set. 

40 Jahre CDU 

Die Wanderausstellung ist in der Regel 
täglich von 10.00 Uhr bis 19.00 Uhr geöff- 
net; weitere Hinweise entnehmen Sie bitte 
den regionalen Pressemitteilungen. 

Tourneeplan 1985/86 
Berlin 
6. Juni bis 2. Juli 1985 
Berlin, Los Angeles-Platz 
Westfalen-Lippe 
31. August 1985 Bochum 

Niedersachsen 
17. bis 23. September 1985 Hannover 
Hamburg 
28. September bis 6. Oktober 1985 

Hessen 
15. November bis 2. Dezember 1985 
Schleswig-Holstein 
5. Dezember 1985 Kiel, Lübeck 
Rheinland-Pfalz 
21. Februar bis 2. März 1986 Mainz 
Baden-Württemberg 
8. März 1986 (vorbehaltlich) 
Bremen 
16. Juni 1986 
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SOZIALHILFE 

Deutliche 
Verbesserung der 
Leistungen 
Zum 1. Juli 1985 werden die Leistun- 
gen der Sozialhilfe deutlich verbes- 
sert. Durch die Anpassung des so- 
genannten Warenkorbes werden die 
Regelsätze der Sozialhilfe zunächst 
um fünf Prozent erhöht. Dazu kom- 
men weitere drei Prozent, mit denen 
die Steigerung der Lebenshaltungs- 
kosten ausgeglichen wird. Insge- 
samt werden also die Regelsätze 
der Sozialhilfe um rund acht Prozent 
ansteigen. 

Zusätzliche Verbesserungen gibt es für 
alleinstehende Mütter oder Väter mit 

einem Kind bis zu sieben Jahren und für 
ältere Mitbürger über 60 Jahre. Beide 
Gruppen erhalten zusätzlich zum erhöh- 
ten Regelsatz einen sogenannten Mehr- 
bedarfszuschlag. Er beträgt 20 Prozent 
des Regelsatzes, also etwa 75 Mark zu- 
sätzlich je Monat. 
Nachdem es bereits im letzten Jahr gelun- 
gen war, die Regelsätze um rund 3,2 Pro- 
zent anzuheben, wird jetzt eine strukturel- 
le Verbesserung für die Sozialhilfe-Emp- 
fänger möglich. Damit wird auch das Ge- 
rede der SPD über angebliche Kürzungen 
bei der Sozialhilfe und über die sogenann- 
te neue Armut erneut widerlegt. 
Wie sich die beschlossenen Verbesse- 
rungen in der Praxis auswirken, zeigen 
zwei Beispiele: 
• Eine alleinerziehende Mutter mit einem 
Kleinkind erhält gegenwärtig als Regelsatz 
356 Mark für sich selbst und 160 Mark für 
das Kind, außerdem Erstattung der Ko- 
sten für Miete und Heizung. Bei einer an- 

genommenen Warm-Miete von 450 Mark 
sind das insgesamt 966 Mark monatlich- 
Dazu kommen, je nach Bedarf, einmalige 
Leistungen. Diese alleinerziehende Mutter 
mit einem Kleinkind erhält künftig einen 
Regelsatz von 385 Mark für sich, einen 
Mehrbedarfszuschlag von etwa 75 Mark 
und einen Regelsatz von 173 Mark für das 
Kleinkind. Bei gleichbleibender Mietbela- 
stung erhält diese Mutter vom 1. Juli 1985 
an also insgesamt 117 Mark je Mona1 

mehr. 
• Ein alleinstehender älterer Mitbürger 
über 60 Jahre wird vom 1. Juli an neben 
der Erhöhung des Regelsatzes den be- 
reits genannten Mehrbedarfszuschlag ^ori 

rund 75 Mark zusätzlich erhalten. Er ha1 

damit vom 1. Juli 1985 an gegenüber der 
jetzigen Regelung rund 100 Mark im M°' 
nat mehr zu seiner Verfügung. 
In Nordrhein-Westfalen wollte die mit at>' 
soluter Mehrheit regierende SPD Abstt1' 
ehe von der in Bonn gemeinsam &e' 
schlossenen Anhebung der Sozialhilfesät' 
ze durchsetzen. Sie wollte die Erhöhung 
der Sozialhilfe in NRW auf fünf Prozent be- 
schränken. Erst durch den Druck der CD 
wird die Anhebung wenigstens 6,5 Pr° 
zent betragen. Dieses Beispiel zeigt: W^' 
rend die SPD auf der einen Seite die Cy 
demagogisch angreift, scheut sie sip 
selbst nicht, zu Lasten der soz'* 
Schwächsten zu sparen. 

Petitionen beim Bundestag 
Der Petitionsausschuß des Deutsche^ 
Bundestages wird immer stärker ven d 

Bürgern in Anspruch genommen. °* 
geht aus dem Jahresbericht 1984 des " 
titionsausschusses hervor. Exakt 138 

Petitionen gingen im Jahre 1984 be' 
Deutschen Bundestag ein. Dies bedeu 
eine weitere Steigerung der Eingaben v 
zehn Prozent gegenüber dem Vorjahr. 
Bürger haben einen Anspruch darauf da* 
ihre Anliegen ernst genommen werden- 
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* ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Arbeitsschwerpunkt: Kulturpolitik 
Vorschläge für Parteiaktivitäten 
. er33. Bundesparteitag in Essen 
at beschlossen, das „Europäische 

J'anr der Musik" zum Anlaß zu neh- 
^en, einen Arbeitsschwerpunkt in 
jjer Kulturpolitik zu setzen. In die- 
em Zusammenhang soll die Bun- 

üh2Partel einen Fachkongreß „Kunst 
nd Kultur" durchführen und ein zeit- 

gemäßes „Kulturpolitisches Pro- 
yramm" erarbeiten. 

A uch die Gliederungen der CDU sind 
r*aufgefordert, in ihrer Arbeit einen kul- 
Wjne"en ScnwerPunkt zu setzen. Die CDU 
^ und braucht den Kontakt zwischen 
te 

nst,ern- Politikern und kunstinteressier- 
ej 

Bürgern. Künstler sind mit der ihnen 
g 9enen Sensibilität oftmals ihrer Zeit vor- 
bei' Sle spüren Veränderungen eher als 
Sph

ere- sie sind offener für Geistig-Atmo- 
6s^nsches. Ähnliches gilt für kunstinter- 
9e>'erte Bur9er- die, wenn sie als solche 
The'6'1 an9esprochen werden, auch für 
2ej 

men der Politik Aufgeschlossenheit 
kincf0 Besonders junge Menschen ver- 
*u ,e.n mit einer künstlerischen Tätigkeit 

9 eich ein gesellschaftspolitisches En- 
^gement. Das Anliegen des Europäi- 
d6r^

n Jahres der Musik läßt sich gut mit 
der . 9'eichzeitigen   Internationalen   Jahr 

N 
JUgend verknüpfen. 

Schö dem Ziel aller Kunst' ästhetisch 
ist jn

nes in vollendeter Form zu schaffen, 
N/|ot- der Gegenwart wieder ein zweites 
ÖeSch'n den Vordergrund getreten: Durch 

Sicht       gung mit der Kunst sol|en neue 
6ntw   Und  Denkweisen  aufgedeckt und 
$teMlckelt werden, denen sich die Politik 

n muß. Kunst und Politik standen nie 

in problemfreier Harmonie zueinander. 
Aber die Geschichte zeigt, daß eine Politik 
gegen die Künste nie lange Bestand ha- 
ben konnte. Es kann nicht Aufgabe der 
Politik sein, ein Urteil darüber abzugeben, 
was als Kunst gelten darf und was nicht. 
Die Kunst ist frei. Gleichwohl kann die 
Kunst der Politik nicht gleichgültig sein. Je 
größer die Fähigkeit von Politik und Kunst 
sind, in Freiheit und gegenseitiger Tole- 
ranz miteinander umzugehen, um so über- 
zeugender ist auch die Anziehungskraft 
unserer freiheitlichen Demokratie. 
Wir geben nachfolgend einige Vorschläge 
für Aktionen: 

1. Probleme der lokalen Musikpflege 
Die CDU veranstaltet eine öffentliche Dis- 
kussionsveranstaltung zu diesem Thema. 
Eingeladen werden u. a. Musiklehrer, Mu- 
sikschullehrer, der Kulturamtsleiter, der 
örtliche GMD, Vertreter des Stadtjugend- 
ringes und von Musikformationen junger 
Leute, Vertreter von Musikvereinen, der 
musikalischen Brauchtumspflege und der 
musikbezogenen Fördervereine. Ziel soll- 
te eine Bestandsaufnahme der musik-kul- 
turellen Aktivitäten und die Sammlung von 
Vorschlägen zur Verbesserung der Situa- 
tion sein. Aktuell ist gegenwärtig die Aus- 
einandersetzung um den politischen Stel- 
lenwert von musikalischen (musischen) 
Aktivitäten außerhalb des etablierten kom- 
munalen Kulturbetriebes. 

2. Städtepartnerschaften 

Die CDU-Rats- und Kreistagsfraktionen 
werden aufgefordert, bei Veranstaltungen 
im Rahmen bestehender Städtepartner- 
schaften   dem   Gedanken   des   Europäi- 
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sehen Jahres der Musik Rechnung zu tra- 
gen. 

3. Internationaler Liederabend 
Die CDU organisiert einen Liederabend 
als „offenes Singen". Chöre, Einzelinter- 
preten, Instrumentalgruppen tragen Lie- 
der ihrer Heimat vor. Ein „Musikfach- 
mann" wird als Leiter der Veranstaltung 
gewonnen. Lieder, die von allen mitgesun- 
gen werden können, werden vervielfältigt. 

4. Das Lied der Deutschen — das Lied 
der Heimat 
Die CDU verteilt ein Faltblatt (DIN A5, 
Kunstdruckbogen, einmal gefaltet), das 
die Texte des „Liedes der Deutschen" und 
des (oder eines) Heimatliedes enthält. 
Porträts der Dichter und Komponisten so- 
wie historische Erläuterungen werden bei- 
gefügt. Das CDU-Logo weist auf den Ab- 
sender hin. 

5. Künstler bei der CDU 
Die Kreisgeschäftsstelle stellt Künstlern 
(auch Hobbykünstlern) ihre Räume zur 
Verfügung. Sie können dort ausstellen 
und mit Interessenten Gespräche führen. 

6. Mundartdichter der Heimat 
Die CDU veranstaltet eine Dichterlesung, 
in der ein oder mehrere Mundartdichter 
Texte vortragen, die in bezug auf die en- 
gere Heimat und ihre Geschichte stehen. 
In der Einladung ist die enge Verbindung 
der CDU zur Kultur- und Heimatpflege auf- 
zuzeigen. 

7. Festival 
Die CDU veranstaltet in Zusammenarbeit 
mit der Jungen Union einen „Song-Wett- 
bewerb" oder ein „Festival der Liederma- 
cher." Dabei können politikbezogene, the- 
matische Vorgaben gemacht werden. 

8. Förderpreis 
Die CDU stiftet einen Förderpreis der 
CDU für die beste örtliche Laienmusik- 
gruppe oder Jugendmusikgruppe. 

• SOLIDARITÄT 

Hilfe für verfolgte 
Demokraten 
Viele unserer Freunde im Ausland 
werden verfolgt und bedroht. Sie tre 
ten ein für die Menschenrechte, für 
demokratische Überzeugungen, für 
christlich-soziale Ideen. Uganda, El 
Salvador, Nicaragua, Guatemala, 
Philippinen sind Beispiele für Län- 
der, in denen in den vergangenen 
Jahren mutige Demokraten gelitten 
haben, weil sie für Gerechtigkeit und 
Freiheit eingetreten sind. 
Sie verlieren aus politischen Gründe 

ihre Arbeit, werden verbannt, verhafte 
oder gefoltert. Einige sind sogar ermord^ 
worden: Bürgermeister und Gemeinde^ 
te, Gewerkschaftsmitglieder, Parteiführer- 
Wissenschaftler, Journalisten, Priester. Irl 

re  Angehörigen   sind   dadurch   teilwe'5 

ausweglos in materielle und menschlicfl 

Not geraten. Viele Einzelschicksale sin 
bekannt, wenigen  konnte geholfen *e 

den. Wir müssen mehr für sie tun. Da' 
unterhält   die   Konrad-Adenauer-Stiftun^ 
einen  Hilfsfonds  „Internationale  Solid3 

tat". 
„Als Vorsitzender der CDU und als ^' 
glied des Vorstandes der Konrad-Adene 
er-Stiftung"   schrieb  Bundeskanzler ^ 
mut   Kohl   im   Deutschen    Monatsbj* ' 
„... rufe ich Sie auf zur praktischen Soü 
rität mit unseren Freunden und Partne« 
und bitte Sie um eine konkrete Leiste 
zugunsten des Hilfsfonds  ,lnternatior>a 

Solidarität',        Konrad-Adenauer-StifW• 
e.V.". 
Hilfsfonds „Internationale Solidarität" 
5205 St. Augustin 1 
Postgirokonto Köln, Nr. 8787-501, 
BLZ 370 100 50 
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• EVANGELISCHER ARBEITSKREIS 

Mit der Jungen Union auf dem 
»Markt der Möglichkeiten" vertreten 
^>m 5. bis 9. Juni fand in Düsseldorf 
^21. Deutsche Evangelische Kir- 
Jbentag statt. Dieser Kirchentag 
fachte erneut Rekordzahlen: ca. 
'öOOOO Teilnehmer, davon 130000 
Vergaste; ca. 70% der Besucher 
aren junge Erwachsene unter drei- 

An der Vorbereitung und Gestaltung 
r*der etwa 2300 Veranstaltungen betei- 
jjwn sich bis zu 25000 Menschen, 
^""chschnittlich nahmen an den allmor- 
Lndlichen Bibelarbeiten 60000 Christen 
s • Die von der Friedensbewegung am 
g6^

stag. dem 8. Juni, veranstaltete Kund- 
DJ>Ung zählte hingegen nur etwa 15000 
ch m°nstranten und wäre noch schwächli- 
Vje?r ausgefallen, hätten sich nicht noch 

® Tausende aus Halle 10 hinzugesellt. 

rrieu 1200 Journalisten hatten sich ange- 
hst Fast alle Rundfunk- und Fernseh- 
aUs 

a'ten haben vom Kirchentagsgelände 
d0r r

>ericntet. Dabei ist der vorwiegend 
drUck Fernsensendun9en geweckte Ein- 
Kirch 

eines »von Politik überschwemmten 
fais 

enta9es einer politisierenden Kirche" 
9en     nDas Ge9enteil ist zutreffend, doch 

au darum erscheint der in den Medien 
>odu2 ais D r*,erTe Mrcnentag immer starker 
höhe ISChes Großereignis- Dialektik im 
^er«ren Cnor? Nein, sondern: je stärker 
Um lrcnentag zum K i r c h e n - Tag wird, 
erst ° Scr>neller flüchtet sich die Bericht- 
Schau!Un9 notgedrungen aus dem Unan- 

^'errie ZU den vertrauten- handfesten 
sichte

nten' den Aktionen- Plakaten, Ge- 
d6rr)   

rn' Konflikten und Schlagworten aus 
Poetischen Bereich. Mit denen weiß 

man auch ohne kirchlichen Bezugspunkt 
etwas anzufangen und sie bleiben wie der 
Kern übrig, nachdem die fromme Schale 
geknackt und als ungenießbar beiseite ge- 
legt ist." (G. Mack, Die Zeit, Nr. 25/85) 

Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/ 
CSU war gemeinsam mit der Jungen Uni- 
on auf dem „Markt der Möglichkeiten" 
vertreten. Das Motto des Standes laute- 
te: „Konkrete Politik im Kampf gegen 
Hunger und Not für Gerechtigkeit und 
Frieden in Freiheit". Viele Kirchentagsbe- 
sucher nahmen die Gelegenheit wahr, 
mit den anwesenden Politikern der CDU/ 
CSU und den Mitarbeitern des Evangeli- 
schen Arbeitskreises und der JU zu dis- 
kutieren. Diese Gespräche waren offen 
und anregend. 

Gäbe es den Deutschen Evangelischen 
Kirchentag also nicht, man müßte ihn er- 
finden. Denn gerade in unserer histori- 
schen Situation einer Bündelung schwer- 
wiegender Probleme wie der Erhaltung 
des Friedens in Freiheit, der Bewahrung 
der Umwelt und der Überwindung struktu- 
reller Arbeitslosigkeit und ihrer auch psy- 
chischen Folgen, ist dieses mehrtägige 
Forum des deutschen Protestantismus 
ein wertvoller Ort des Zuhörens, des Aus- 
tausche der Argumente und der Suche 
nach tragfähigen Lösungen. 

Im Gegensatz zu den durch politische Ein- 
seitigkeit und Polarisierung gekennzeich- 
neten vorausgegangenen Kirchentagen in 
Hamburg und Hannover herrschte in Düs- 
seldorf ein Klima neuer Nachdenklichkeit 
und des Dialogs. 
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TERMINE 

21./22 6.  OMV 
Bundesdelegiertentagung 1985, 
Wesseling/Eichholz 

21. 6. LVSchleswig-Holstein 
Landesvorstand mit den Kreis- 
vorsitzenden der Vereinigungen, 
Kiel 

21./22 6. JU-Bund 
Vorstand, München 

21. 6. OMV Bundesvorstand, 
Wesseling/Eichholz 

22. 6. Frauenvereinigung Rheinland- 
Pfalz 
Kreisvorsitzendenkonferenz 

22./23. 6. Junge Union Südbaden 
Bezirkstag, Ehrenkirchen 

24. 6. LV Rheinland-Pfalz 
Fachkongreß Steuerpolitik, 
Mainz 

24. 6. LV Schleswig-Holstein 
WMV-Landesvorstand, Neumün- 
ster 

24. 6. Junge Union Schleswig-Holstein 
Landesvorstand, Kiel 

25. 6. LV Rheinland-Pfalz 
Kreis vorsitzendenkonferenz, 
Mainz 

26.6.   CDU Präsidium 
Sitzung, Bonn 

29. 6. EAK Schleswig-Holstein 
Sitzung, Kiel 

UiD 

3. 7. LV Rheinland-Pfalz 
Landesvorstand, Mainz 

4. 7. OMV Schleswig-Holstein 
Landesvorstand, Kiel 

5. 7. CDU Hessen 
Vorstand, Wiesbaden 

7./13. 7. Exil-CDU .   . 
Deutschlandpolitisches Semin* \ 
Berlin 

8. 7. LV Baden-Württemberg 
Landesvorstand, Stuttgart 

8. 7. MIT Westfalen-Lippe 
Landesvorstand, Dortmund 

9. 7. LV Bremen 
Landesvorstand, Bremen 

14./20. 7 Exil-CDU .^ 
Deutschlandpolitisches Sernw* \ 
Berlin 

19./20. 7. LV Baden-Württemberg 
21. Landesparteitag, Offenbü'9 

26J28. 7. Exil-CDU 
Deutschlandpolitische 
Regionaltagung, Ebersberg/ 
Oberndorf 

28J3.8. Exil-CDU .^, 
Deutschlandpolitisches Sem" 
Berlin 

9. 8. Junge Union Westfalen-LipPe 

Landesvorstand, Dortmund 
9. 8.  CDU Westfalen-Lippe 

Landesvorstand, Dortmund 
11./17.8. Exil-CDU i$f, 

Deutschlandpolitisches Sem" 
Berlin 

17. 8. CDU Westfalen-Lippe 
Landesparteitag, Paderborn 
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